[Hier eingeben]

		Version: 1.0.
		Stand: 04.08.2025
[bookmark: _Hlk169525483]Stadt-/Markt-/Gemeindeamt XXX
..............................................................
..............................................................	GZ:………………
..............................................................	Ort, am Datum


[bookmark: _Hlk169525378]Herrn/Frau
................................................
ggf. z.H. Herrn/Frau
RA Mag. XXX
................................................
................................................




Untersagung der Hundehaltung


BESCHEID


Sehr geehrte Frau/Sehr geehrter Herr ……….!

[bookmark: _Hlk202795369][bookmark: _Hlk202789812]In dem amtswegig eingeleiteten Verwaltungsverfahren gemäß § 12 Abs. 1 Oö. Hundehaltegesetz 2024 ergeht von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, als zuständige Behörde erster Instanz im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, folgender

SPRUCH

I. Die Haltung des Hundes:

	[bookmark: _Hlk197935110]Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wird Ihnen gemäß § 12 Abs. 1 Z 2 Oö. Hundehaltegesetz 2024 untersagt.

[bookmark: _GoBack]Sie haben den angeführten Hund gemäß § 12 Abs. 4 Oö. Hundehaltegesetz 2024 binnen zwei Wochen außerhalb Ihres Einflussbereichs zu verbringen.

Rechtsgrundlagen: (Anmerkung: Auf die geltende Fassung achten)
§ 12 Abs. 1 Z 2 iVm Abs. 3 und Abs. 4 Oö. Hundehaltegesetz 2024 (Oö. HHG 2024), LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. 34/2025.

HINWEISE:
Es ist verboten, den unter die Untersagung fallenden Hund an eine neue Halterin oder einen neuen Halter bzw. an eine behördlich bewilligte oder gemeldete Einrichtung, die Hunde im Sinn des § 30 Abs. 1 Tierschutzgesetz hält, abzugeben, bevor der Gemeinde der Namen und die Adresse der neuen Halterin oder des neuen Halters bzw. der behördlich bewilligten oder gemeldeten Einrichtung, die Hunde im Sinn des § 30 Abs. 1 Tierschutzgesetz hält, schriftlich bekannt gegeben wurde (§ 12 Abs. 4 iVm § 7 Abs. 9 Oö. HHG 2024).

Wird der Hund in einer behördlich bewilligten oder gemeldeten Einrichtung, die Hunde im Sinn des § 30 Abs. 1 Tierschutzgesetz hält, abgegeben, muss dort der Grund der Abgabe gemäß Abs. 1 bekanntgeben werden (§ 12 Abs. 4 Oö. HHG 2024).

Abmeldung des Hundes: Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat die Beendigung des Haltens eines Hundes unter Angabe des Endigungsgrundes und unter Bekanntgabe der allfälligen neuen Hundehalterin oder des allfälligen neuen Hundehalters oder den Wegzug mit dem Hund aus der bisherigen Hauptwohnsitzgemeinde innerhalb einer Woche der Gemeinde zu melden (§ 12 Abs. 4 iVm § 2 Abs. 4 Oö. HHG 2024).

Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis 7.000 Euro zu bestrafen, wer gegen die angeführten Bestimmungen verstößt (§ 21 Oö. HHG 2024).

Die Untersagung der Hundehaltung gemäß § 12 Abs. 1 Oö. HHG 2024 ist von der Gemeinde, die diese Untersagung bescheidmäßig erlassen hat, auf Antrag aufzuheben, wenn der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist (§ 12 Abs. 3 Oö. HHG 2024).


BEGRÜNDUNG

Zu I.:

1. Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht folgender (relevanter) Sachverhalt fest:

[Bitte den festgestellten Sachverhalt wiedergeben]

Z.B.: Sie sind seit XX.XX.XXXX Halterin/Halter des Hundes:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX


[bookmark: _Hlk203036644]
[bookmark: _Hlk203390056][bookmark: _Hlk203037388]Im Zuge des Ermittlungsverfahrens hat sich herausgestellt, dass für Ihren Hund XXX keine Haftpflichtversicherung gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 besteht.

ODER:
Im Zuge des Ermittlungsverfahrens hat sich herausgestellt, dass für Ihren Hund XXX keine ausreichende Haftpflichtversicherung gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 besteht, da die Deckungssumme nur XXX Euro beträgt.


2. Die Behörde hat Beweise erhoben durch:
Hier bitte alle Beweismittel, insbesondere Einsicht in das Oö. Hunderegister, Auskunft des Versicherungsunternehmens, Stellungnahme im Rahmen des Parteiengehörs, immer mit Datum und wenn vorhanden mit Geschäftszahl anführen.

Der festgestellte Sachverhalt ergab sich widerspruchsfrei aus den aufgenommenen Beweismitteln.
ODER falls Widersprüche vorliegen:
Z.B.: Zur Frage XXX liegen widersprüchliche Aussagen der/des XXX vor. Die Behörde folgt den Ausführungen der/des XXX, weil … Hier bitte sachlich begründen, warum dieser Aussage gefolgt wird.


3. [bookmark: _Hlk202507515]Rechtliche Beurteilung:
Die Entscheidung über die Untersagung der Hundehaltung war nach den maßgeblichen Vorschriften des Oö. Hundehaltegesetzes 2024 (kurz: Oö. HHG 2024) zu beurteilen.

Gemäß § 12 Abs. 1 Oö. HHG 2024 ist die Gemeinde sachlich zuständig. Gemäß § 18 Oö. HHG 2024 sind die in diesem Landesgesetz geregelten Aufgaben solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde. Die Zuständigkeit der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters zur Besorgung der behördlichen Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ergibt sich aus § 40 Abs. 2 Z 3 iVm § 58 Abs. 2 Z 1 Oö. Gemeindeordnung 1990. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 3 Z 3 AVG 1991. (Anmerkung: Anpassung prüfen bei Städten mit eigenem Statut)

Gemäß § 2 Abs. 2 Z 2 Oö. HHG 2024 ist der Meldung des Hundes der Nachweis anzuschließen, dass für den Hund eine Haftpflichtversicherung gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 besteht.

Gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 muss für jeden Hund eine Haftpflichtversicherung über eine Mindestdeckungssumme von 725.000 Euro bestehen. Diese Haftpflichtversicherung kann auch im Rahmen einer Haushalts- oder Jagdhaftpflichtversicherung oder einer anderen gleichartigen Versicherung gegeben sein. Die Gemeinde kann - insbesondere bei Vorliegen von Verdachtsmomenten bezüglich einer nicht aufrecht bestehenden Haftpflichtversicherung - von der Hundehalterin oder vom Hundehalter einen Nachweis über das Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversicherung verlangen.

Gemäß § 12 Abs. 1 Z 2 Oö. HHG 2024 hat die Gemeinde die Hundehaltung mit Bescheid zu untersagen, wenn sich herausstellt, dass für den gehaltenen Hund bzw. die gehaltenen Hunde kein Versicherungsschutz gemäß § 3 Abs. 2 besteht.

[bookmark: _Hlk202514312]Für etwaige Bissopfer ist diese Regelung von wesentlicher Bedeutung, da sie die Hundehalterinnen und Hundehalter dazu zwingt, für einen entsprechenden, gesetzlich vorgesehenen Versicherungsschutz zu sorgen und dies der Behörde auch entsprechend nachzuweisen, sodass zumindest die Abgeltung von Schäden abgesichert ist.

Gemäß § 12 Abs. 3 Oö. HHG 2024 sind die Dauer und der Umfang der Untersagung der Hundehaltung entsprechend den Erfordernissen der Abwehr einer Gefährdung oder unzumutbaren Belästigung anderer Personen oder Tiere festzulegen. Insbesondere kann die Untersagung der Hundehaltung auch auf große Hunde oder Hunde spezieller Rassen eingeschränkt werden. Mit der Untersagung der Hundehaltung können auch jene Bedingungen festgelegt werden, bei deren Erfüllung die betroffene Person den gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen für die Hundehaltung entspricht; bei Erfüllung dieser Bedingungen ist der Bescheid von der Gemeinde auf Antrag aufzuheben. Die Untersagung der Hundehaltung ist von der Gemeinde, die diese Untersagung bescheidmäßig erlassen hat, auf Antrag aufzuheben, wenn der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist.

Gemäß § 12 Abs. 4 Oö. HHG 2024 hat eine Person, der die Hundehaltung gemäß Abs. 1 untersagt worden ist, die unter die Untersagung fallenden Hunde außerhalb Ihres Einflussbereichs zu bringen, wobei die Gemeinde in einem Bescheid gemäß Abs. 1 eine angemessene Frist zur Verbringung der Hunde festzulegen hat. In diesem Zusammenhang gelten § 2 Abs. 4 und § 7 Abs. 9 Oö. HHG 2024 sinngemäß.

[SUBSUMTION: Bitte prüfen Sie, ob der Sachverhalt den rechtlichen Voraussetzungen der Untersagung entspricht und begründen Sie dies ausführlich]:

Z.B.: Sie sind seit XX.XX.XXXX Halterin/Halter des Hundes:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



Für jeden Hund muss gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 eine Haftpflichtversicherung über eine Mindestdeckungssumme von 725.000 Euro bestehen. Diese Haftpflichtversicherung kann auch im Rahmen einer Haushalts- oder Jagdhaftpflichtversicherung oder einer anderen gleichartigen Versicherung gegeben sein.

Im Zuge des Ermittlungsverfahrens hat sich herausgestellt, dass für Ihren Hund XXX keine Haftpflichtversicherung gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 besteht.

ODER:
Im Zuge des Ermittlungsverfahrens hat sich herausgestellt, dass für Ihren Hund XXX keine ausreichende Haftpflichtversicherung gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 besteht, da die Deckungssummen nur XXX Euro beträgt. Diese Summe liegt unter der geforderten Mindestdeckungssumme von EUR 725.000. 

Da für den Hund XXX kein Versicherungsschutz gemäß § 3 Abs. 2 Oö. HHG 2024 besteht, ist Ihnen die Haltung dieses Hundes zu untersagen.

Die Untersagung der Hundehaltung ist von der Gemeinde, die diesen Bescheid erlassen hat, erst wieder aufzuheben, wenn Sie einen Antrag auf Aufhebung einbringen und nachweisen können, dass der Grund für die Untersagung weggefallen ist.

Aufgrund der Untersagung sind Sie gemäß § 12 Abs. 4 Oö. HHG 2024 verpflichtet den Hund XXX außerhalb Ihres Einflussbereichs zu verbringen. Diesbezüglich ist Ihnen eine angemessene Frist zu setzen. Die Dauer von zwei Wochen als Frist zur Verbringung ist als angemessen anzusehen, da es Ihnen in dieser Zeit möglich ist, den Hund an eine andere geeignete Person, die sich außerhalb Ihres Verfügungsbereichs befinden muss, weiterzugeben.

Aus den angeführten Gründen war spruchgemäß zu entscheiden.


RECHTSMITTELBELEHRUNG

[bookmark: _Hlk169262754]Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen.

Die Beschwerde ist schriftlich bei uns einzubringen.

Schriftlich bedeutet handschriftlich oder in jeder technisch möglichen Form nach Maßgabe der Bekanntmachungen der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, unter http://www.gemeinde-XX.gv.at > Bürgerservice >Amtstafel >Kundmachungen.

Sie hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides,
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde),
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt,
4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Die Beschwerde (samt Beilagen) ist mit 50 Euro, ein gesondert eingebrachter Antrag auf Ausschluss oder Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung (samt Beilagen) mit 25 Euro pauschal zu vergebühren, sofern keine Gebührenbefreiung vorliegt. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks (Geschäftszahl des Bescheides) durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten (IBAN AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten.

Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr verwenden Sie bitte die Funktion „Finanzamtszahlung“ und geben Sie dabei neben dem Betrag folgende Informationen an:
· Steuernummer/Abgabenkontonummer: .. 109999102
· Abgabenart: ………………………………..EEE – Beschwerdegebühr
· Zeitraum: …………………………………..Datum des Bescheides

Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen.

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen.


Mit freundlichen Grüßen

Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister
ODER
Für die Bürgermeisterin / den Bürgermeister

[Name des Genehmigenden und Datum der Genehmigung, oder Amtssignatur mit dazugehörigem Hinweis]


Ergeht nachweislich an: 
1. ........................................... (RSb) 
Beilage:  
2. ……………………………… (per dualer Zustellung) 

II. Ergeht zur Kenntnis an: 
3. ........................................... (per Email)
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